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ZEITGESPRÄCH

Eine Wirtschafts- und 
Währungsunion mit der DDR?

Die Bundesregierung hat der DDR Verhandlungen über den Abschluß einer 
Wirtschafts- und Währungsunion vorgeschlagen. Welche Implikationen ergeben sich hieraus? 

Ingrid Matthäus-Maier, Dr. TyllNecker, Professor Christian Watrin, Professor Rüdiger Pohl 
und Dr. Hans-Eckart Scharrer nehmen Stellung.

Ingrid Matthäus-Maier

Für eine Währungsunion schon in diesem Jahr

Die gegenwärtig wichtigste Auf
gabe der deutsch-deutschen 

Politik ist es, den Massenexodus 
aus der DDR zu stoppen. Um die 
Bürger der DDR zu veranlassen, in 
ihrer Heimat zu bleiben, muß ihnen 
rasch eine Zukunftsperspektive 
eröffnet werden. Dazu gehört vor al
lem eine nachhaltige Verbesserung 
der Lebensverhältnisse in der DDR. 
Die dafür notwendigen tiefgreifen
den Reformen zur Sanierung und 
Modernisierung der DDR-Wirt- 
schaft werden aber mehr Zeit bean
spruchen, als die Menschen in der 
DDR haben. Deshalb kommt der 
Währungspolitik eine Schlüsselrolle 
zu: Die Schaffung einer deutsch
deutschen Währungsunion mit der 
D-Mark als gemeinsamer Währung 
wäre für die Menschen ein unmittel
bar einsichtiges Hoffnungssignal für 
eine rasche Erneuerung der DDR- 
Wirtschaft. Die Einführung der 
D-Mark würde auch die notwendi
gen wirtschaftspolitischen Refor
men wesentlich unterstützen und 
beschleunigen. Damit könnte die 
Einführung der D-Mark der Start
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schuß für ein Wirtschaftswunder in 
der DDR sein.

Vorteile

Die Vorteile einer deutsch
deutschen Währungsunion mit der 
D-Mark als gemeinsame Währung 
liegen auf der Hand:

□ Die Einführung der D-Mark, die 
jetzt ungeordnet abläuft, würde ge
ordnetvollzogen.

□ Die Menschen in der DDR erhal
ten für ihre Arbeit auch gutes Geld, 
mit dem sie sich etwas kaufen kön
nen.

□ Die DDR erhielte eine internatio
nal akzeptierte Währung, mit der die 
Importe (Investitions- und Konsum
güter) bezahlt werden können, die 
notwendig sind, um die Wirtschaft 
zu modernisieren und die Versor
gungslage der Bevölkerung zu ver
bessern; die Importfähigkeit der 
DDR wäre nicht mehr durch die Ver
fügbarkeit über Devisen, sondern 
„nur noch“ durch die Kaufkraft von 
Unternehmen und Bürgern be
grenzt.

Der für die Sanierung der DDR-Wirt- 
schaft entscheidende Zustrom 
westlichen, insbesondere bundes
deutschen, Kapitals würde wesent
lich erleichtert, da sich die Investo
ren ohne Währungsrisiko engagie
ren könnten.
□  Abgesehen von dem stärkeren 
Zufluß von westlichem Kapital und 
Know-how würde die Modernisie
rung der DDR-Wirtschaft auch da
durch beschleunigt, daß sich die Un
ternehmen rascher auf den Wettbe
werb einstellen müßten, als dies der 
Fall wäre, wenn die DDR-Wirtschaft 
durch einen künstlich unterbewerte
ten Wechselkurs für die DDR-Mark 
von der internationalen Arbeitstei
lung abgeschottet wäre. Anpas
sungsprobleme sind mit den not
wendigen Wirtschaftsreformen in je
dem Fall verbunden, mit oder ohne 
Währungsunion. Hier sind auch An
passungshilfen durch eine soziale 
Flankierung von seiten der Bundes
republik Deutschland erforderlich. 
Diese Anpassungshilfen würden 
aber in ihrer Wirksamkeit erhöht, 
wenn die Einführung der D-Mark die
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Reformen unterstützt und beschleu
nigt.

□  Die Einführung der D-Mark gibt 
der neu gewählten DDR-Regierung 
die Chance, die notwendigen Wirt
schaftsreformen unmittelbar nach 
der Wahl entschlossen durchzufüh
ren. Ohne diesen Startschuß wür
den sich die Reformen unter Um
ständen über Jahre und damit auch 
politisch belastend hinziehen.

□  Da die Einführung der D-Mark in 
der DDR die Chance bietet, den 
Übersiedlerstrom eher einzudäm
men, als dies ohne Einführung der 
D-Mark möglich erscheint, und dar
über hinaus die notwendigen Wirt
schaftsreformen nachhaltig begün
stigt würden, wäre die Schaffung 
der deutsch-deutschen Währungs
union die für beide deutsche Staa
ten volkswirtschaftlich günstigste 
Lösung.

Währungsbestände

Währungstechnisch erfolgt die 
Schaffung einer deutsch-deutschen 
Währungsunion dadurch, daß die 
jetzigen Bestände an DDR-Mark in 
D-Mark umgestellt werden. Die 
Bundesbank müßte die D-Mark- 
Geldmenge lediglich in dem Maße 
erweitern, wie das für die Geldver
sorgung der DDR-Wirtschaft erfor
derlich ist. Diese Umstellung bela
stet die öffentlichen Haushalte 
nicht.

Diese Geldversorgung muß 
streng am Stabilitätsziel orientiert 
sein. Das heißt, daß der DM-Geld- 
mantel für die DDR-Wirtschaft we
der zu weit (Inflationsgefahr) noch 
zu eng (Deflationsgefahr) geschnei
dert werden darf.

Die für die Geldversorgung der 
DDR zusätzlich erforderliche DM- 
Geldmenge muß daher dem real
wirtschaftlichen Potential der DDR- 
Wirtschaft entsprechen. Aus die
sem Verhältnis von realwirtschaft
lich erforderlicher DM-Geldmenge

64

und der zum Umstellungszeitpunkt 
vorhandenen DDR-Mark-Geld- 
menge ergibt sich der Umwand
lungskurs. Es handelt sich also 
nicht um einen wie auch immer ge
arteten „politischen“ Kurs, sondern 
um einen streng am Ziel der DM-
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Stabilität ausgerichteten „ökonomi
schen“ Kurs.

Dieser Kurs kann erst dann fixiert 
werden, wenn für die DDR gesi
cherte volkswirtschaftliche und 
bankstatistische Daten vorliegen. 
Der Kurs hängt auch davon ab, wie 
weit die wirtschaftlichen Reformen 
in der DDR vorangekommen sind.

Dieser am Stabilitätsziel orien
tierte Umsteilungskurs schließt 
nicht aus, daß aus sozialen Grün
den eine Differenzierung vorgenom
men wird. So könnte für Bargeld 
und für Sparguthaben ein bestimm
ter Betrag, z. B. 1000 DM pro Per
son, zum Kursj/gnjLrl umgetauscht 
werden.

Laufende Einkommen
Von der Umstellung der Geldbe

stände zu trennen ist die Umstel
lung der laufenden Einkommen: Für 
Löhne und Gehälter muß gelten, 
daß dieTarifpartnerdie Höhe der Ar
beitsentgelte in D-Mark in autono
men Verhandlungen bestimmen. 
Da die Produktivität der DDR-Wirt- 
schaft etwa halb so groß ist wie die 
der bundesdeutschen Wirtschaft 
und die jetzigen Einkommen in 
DDR-Mark halb so hoch wie die ver
gleichbaren Einkommen in der Bun
desrepublik sind, könnte davon aus
gegangen werden, daß sich bei der 
DM-Einführung ein (rechnerischer) 
Umstellunqskurs von 1:1 ergibt; das 
heißt aus dem durchschnittlichen 
Bruttoarbeitseinkommen in der 
DDR-Industrie von 1292 DDR-Mark 
(1988) könnten 1292 DM werden. 
Da die anstehenden Reformen zu 
einer raschen Produktivitätssteige
rung führen werden, kann auch von 
einem schnellen Anstieg der Ein
kommen in der DDR ausgegangen 
werden.

Renten und andere staatliche 
Transferzahlungen müssen eben
falls entsprechend umgestellt wer
den. Da mit der jetzigen DDR-Rente 
eine menschenwürdige Lebensfüh
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rung nicht möglich ist, wäre eine 
Rentenerhöhung ohnehin erforder
lich. Wenn die DDR im Zuge der er
forderlichen Preisreformen die wirt
schaftspolitisch unsinnigen Sub
ventionen abbaut, steht für eine Er
höhung der staatlichen Transfers 
auch das Geld zur Verfügung.

Eine deutsch-deutsche Wäh
rungsunion kann die notwendigen 
Wirtschaftsreformen in der DDR 
nicht ersetzen. Notwendig sind ins
besondere die Abschaffung der bü
rokratischen Kommandowirtschaft, 
die marktwirtschaftliche Reform 
des Preissystems, leistungsge
rechte Entlohnung und ein funk
tionsfähiges Bankensystem.

Die Übernahme der Geldversor
gung der DDR durch die Bundes
bank bedeutet, daß die geldpoliti
sche Autonomie der DDR auf die 
Bundesbank übergeht; d.h. eine ei
genständige DDR-Zentralbank mit 
eigener Notenpresse gäbe es dann 
nicht mehr. Allerdings würden die 
fünf Länder der DDR, deren Grün
dung bevorsteht, ebenso wie die 
Bundesländer Sitz und Stimme im 
Zentralbankrat der Bundesbank er
halten und könnten auf diesem 
Wege an der stabilitätsorientierten 
Geldpolitik der gemeinsamen Zen
tralbank mitwirken.

Es ist klar, daß nur eine demokra
tisch legitimierte DDR-Regierung

zu dieser Übertragung der geldpoli
tischen Autonomie befugt ist. Des
halb kommt die Bildung einer 
deutsch-deutschen Währungsunion 
auch vor den Wahlen nicht in Be
tracht. Ich komme aber immer mehr 
zu dem Ergebnis, daß diese Wäh
rungsunion schon in diesem Jahr er
forderlich sein wird.

Durch die deutsch-deutsche 
Währungsunion würde auf der All
tagsebene der Menschen ein ent
scheidender Schritt hin zur deut
schen Einheit vollzogen. Dadurch 
würde der Druck gemildert, die Ein
heit auch auf der politisch schwieri
geren staatsrechtlichen Ebene 
überstürzt vorzunehmen.

Tyll Necker

Ein Fünf-Stufen-Plan für die Wirtschafts
und Währungsgemeinschaft

Der politische und wirtschaftliche 
Umgestaltungsprozeß der 

DDR wird zum Rennen gegen die 
Uhr. Mit der langersehnten Öffnung 
der deutsch-deutschen Grenze ha
ben sich zugleich hochgespannte 
Hoffnungen auf einen durchgreifen
den und unumkehrbaren Wandel 
vor allem auch der ökonomischen 
Lebensbedingungen verknüpft. 
Seither überschlagen sich die Ereig
nisse, vor allem die politische Situa
tion in der DDR ändert sich täglich. 
Wie groß der Entscheidungsdruck 
mittlerweile geworden ist, belegt die 
Vorverlegung der Volkskammer
wahlen auf den 18. März und die Bil
dung einer „Regierung der nationa
len Verantwortung“ .

Dagegen kommt der wirtschaftli
che Reformprozeß nur schleppend 
voran, mit der Konsequenz, daß Tag

für Tag mehr als viermal soviel Bür
ger ihrem Staat den Rücken zukeh
ren als vor dem Bau der Mauer 1961. 
Gleichzeitig bedrohen Warnstreiks 
und Produktionsausfälle den Fort
bestand der ohnehin angeschlage
nen DDR-Wirtschaft. Staatsautori
tät und Führungsfähigkeit der Unter
nehmen werden von der Bevölke
rung zunehmend in Frage gestellt. 
Die Lebensfähigkeit des Landes 
scheint aufs höchste gefährdet.

Signale für die Zukunft

Um eine weitere Abwanderung 
produktiver Arbeitskräfte aus der 
DDR zu stoppen, bedarf es verläßli
cher Signale, die die Erwartung ei
ner baldigen, grundlegenden und 
zukunftsweisenden Umgestaltung 
des dortigen Wirtschaftssystems 
begründen. Dies würde die Zuver

sicht der Bürger der DDR stärken 
und zu neuer Hoffnung und Heimat
bindung im anderen Teil Deutsch
lands beitragen. Es wäre allerdings 
naiv zu glauben, es gäbe eine „Zau
berformel“ , die den Wohlstand in 
der DDR quasi über Nacht auf das 
Niveau hierzulande heben könnte.

Wie immer der Weg zu wirtschaft
licher Erneuerung und Reform aus- 
sehen mag: Unerläßlich für eine er
folgreiche Neuorientierung der 
DDR ist

□  die konsequente Ablösung der 
sozialistischen Planwirtschaft durch 
die rasche Einführung marktwirt
schaftlicher Strukturen, insbeson
dere
-  die Schaffung attraktiver rechts-, 
Steuer- und finanzpolitischer Rah
menbedingungen für unternehmeri
sche Betätigung,
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-  eine umfassende Reform des 
Preissystems auf den Güter- und 
Faktormärkten,
-  eine durchgreifende Privatisie
rung zur Förderung von Leistungs
anreizen und zum breitgestreuten 
Vermögensaufbau,
-  ein der Marktwirtschaft konformes 
soziales Sicherungssystem;

□  der Aufbau einer soliden Geld- 
und Währungsordnung, vor allem
-  die strikte Orientierung der Geld
versorgung an den realen Produk
tionsmöglichkeiten,
-  die Etablierung eines leistungsfä
higen Bankensystems sowie
-  die Herstellung „realistischer“ , 
d.h. marktgerechter Wechselkurse.

Rahmensetzung für eine 
soziale Marktwirtschaft

Diesen Reformweg konsequent 
zu gehen, wird keine leichte Auf
gabe sein. Doch gibt es keine über
zeugende Alternative. Mit Korrektu
ren am bestehenden System allein 
ist es nicht mehr getan. Der soge
nannte „dritte Weg“ ist bereits klar 
vorgezeichnet und hat seine Erfolge 
unter Beweis gestellt: die Soziale 
Marktwirtschaft. Ein gangbarerWeg 
wäre, durch Konkretisierung von 
überschaubaren Teilschritten einen 
verbindlichen Fahrplan für die Um
setzung des Programms zu erstel
len. Dabei gilt es, die strikte Verzah
nung von währungs- und ordnungs
politischen Reformelementen im 
Auge zu behalten.

Eindeutiges Reformziel sollte 
sein, bereits bis zur Vollendung des 
Europäischen Binnenmarktes Ende 
1992 auf der Basis der Sozialen 
Marktwirtschaft eine deutsch-deut- 
sche Wirtschafts- und Währungsge
meinschaft zu errichten. Dieses Ziel 
wäre in fünf Stufen erreichbar.

In einer ersten Stufe, die unver
züglich in Angriff zu nehmen ist, wä
ren die ordnungspolitischen Grund
lagen für den Aufbau einer Sozialen 
Marktwirtschaft in der DDR zu 
schaffen. Die Freisetzung unterneh
merischer Initiative in der DDR erfor
dert rasche Verfassungsänderun
gen und adäquate gesetzliche Rah
menbedingungen. Wesentliche Vor
aussetzung für eine Dezentralisie
rung des Wirtschaftsgeschehens ist 
die Etablierung einer privaten Ei
gentumsordnung. Privateigentum 
an Produktionsmitteln ist die ent
scheidende Triebfeder für wirt
schaftliche Dynamik.

Volle Freiheit zur Ausübung priva
ter Eigentumsrechte und Garantie 
der vollen Gewerbefreiheit bei 
Rechtssicherheit stehen dabei in ei
nem untrennbaren Zusammen
hang. Dies schließt die Marktöff
nung für private Unternehmens
gründungen, ohne die ein funktio
nierender Wettbewerb sich nur un
zureichend herausbilden kann, 
ebenso ein wie die Beseitigung der 
vielfältigen Restriktionen im Außen
wirtschaftsverkehr. Darüber hinaus 
wird es unumgänglich sein, ein inve-

stitions- und wettbewerbsfähiges 
Steuerrecht zu entwickeln. Der 
Standort DDR muß für private Inve
stitionen attraktiv werden. Ein kon- 
fiskatorischer Zugriff seitens des 
Staates auf die Unternehmenser
träge erstickt indes jede private In
itiative im Keim. Die Bereitschaft zu 
Investitionen setzt eine wachstums- 
und beschäftigungsorientierte Be
steuerung voraus. Überhaupt muß 
endlich „grünes Licht“ gegeben 
werden durch schlüssiges Handeln. 
Die endlosen Diskussionen um die 
Joint-Venture-Gesetzgebung ha
ben einmal mehr gezeigt, daß das 
eigentliche Grundproblem von den 
Verantwortlichen noch nicht hinrei
chend erfaßt ist: Den Bürgern und 
Unternehmen Vertrauen entgegen
zubringen muß die Regel, staatliche 
Intervention die Ausnahme sein. ,

Neuordnung des Geld-, Kredit- 
und Finanzwesens

Im Anschluß an die Schaffung der 
elementaren ordnungspolitischen 
Voraussetzungen für eine Soziale 
Marktwirtschaft sind Schritte not
wendig, die das Geld-, Kredit- und 
Finanzwesen der DDR auf eine so
lide Grundlage stellen. Insbeson
dere müßten Maßnahmen zur kon
trollierten Abschöpfung des beste
henden Kaufkraftüberhangs einge
leitet werden. Ein Währungsschnitt 
á la 1948 ist sicherlich nicht notwen
dig. Zu denken wäre jedoch bek 
spielsweise an die Privatisierung 
von Sachvermögen im Staatsbesitz
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/sowie an die Ausgabe von zinstra- 
I genden staatlichen Schuldtiteln, 
j Dies wäre zugleich ein Beitrag zur 
Stärkung der privaten Eigentumsbil
dung. In jedem Falle müßte der er
zielte Erlös stillgelegt werden. 
Durch die Beseitigung des Geld
überhangs würden Güterangebot 
und monetäre Nachfrage wieder in 
ein gesundes Verhältnis zueinander 
gebracht und einem Virulentwerden 
der zurückgestauten Inflation weit
gehend entgegengewirkt.

In diese Reformphase gehört 
auch die Neuordnung des Bankwe
sens sowie die Institutionalisierung 
eines leistungsfähigen Kapitalmark
tes in der DDR. Ein effizientes Ban
kensystem verlangt vor allem die 
Zulassung privater Kreditinstitute 
sowie die Marktöffnung für Aus
landsbanken. Darüber hinaus ist 
eine strikte Trennung der geldpoliti
schen Kontrolle durch die Staats
bank einerseits und die Wahrneh
mung vor allem des Einlagen- und 
Kreditgeschäfts und des Zahlungs
verkehrs durch die Geschäftsban
ken andererseits anzustreben. Die 
Staatsbank wäre dann unabhän
gige Währungsbehörde, allein der 
Geldwertstabilität verpflichtet und 
frei von hoheitlichen Auflagen, wie 
etwa zur Finanzierung von Staats
defiziten. Der monetäre Anpas
sungsprozeß ist durch eine straffe 
und investitionsorientierte Haus
haltspolitik zu flankieren. Nur so 
kann das verlorengegangene Ver
trauen in den Staat zurückgewon
nen werden.

Reform der Preisbildung 
bei sozialer Flankierung

Die dritte Stufe gilt vor allem einer 
grundlegenden Reform der Lohn- 
und Preisbildung sowie der Ab
schaffung von Preissubventionen. 
Dies wäre zugleich der Abschied 
von der zentralen Planwirtschaft.

Löhne und Preise können nur 
dann effizient ihre Koordinations

funktion für Produktions-, Investi- 
tions- und Nachfrageentscheidun
gen wahrnehmen, wenn sie die 
Knappheitsverhältnisse auf den 
Märkten unverzerrt widerspiegeln. 
Andernfalls führt dies zu Fehllen
kungen knapper Ressourcen mit 
untragbaren Konsequenzen für Be
darfsdeckung und Arbeitsprodukti
vität. Staatliche Vorgaben für Löhne 
und Preise haben in einem System 
marktwirtschaftlicher Steuerung 
keinen Platz mehr. Statt dessen 
muß die Preisbildung dem Wettbe
werb auf den Märkten, die Lohnfin
dung den neu zu etablierenden Tarif
parteien überlassen werden. Dies 
verlangt auch den Abbau der vielfäl
tigen Preissubventionen und pro
duktbezogenen Abgaben sowie der 
einengenden sozialrechtlichen Auf
lagen.

Zur Sicherung wettbewerblicher 
Verhältnisse ist eine grundlegende 
Neuordnung der Unternehmens
strukturen in der DDR, insbeson
dere die Entflechtung .der meisten 
Großkombinate, unumgänglich. Die 
dann entstehenden kleineren Unter
nehmenseinheiten müssen schnell 
privatisiert werden. In diesem Struk
turwandel liegt der eigentliche 
Schlüssel zum wirtschaftlichen Er
folg: Je schneller es gelingt, lei
stungsfähige kleine und mittelstän
dische Unternehmen zu etablieren, 
um so zukunftssicherer wird der 
ökonomische Stabilisierungspro
zeß. Mutige Schritte zur Reprivati
sierung von Staats- und sogenann
tem Volkseigentum sind im übrigen 
ein schneller und wirksamer Beitrag 
auch zur Bindung der Bürger an ihre 
Heimat.

Ohne Zweifel bedürfen die ge
nannten Reformen einer wirksamen 
sozialen Flankierung. Genauer ge
sagt geht es um ein ausgewogenes 
Verhältnis von Eigenverantwortung 
einerseits und sozialer Sicherung 
andererseits. Notwendig sind vor al
lem erste Schritte zum Aufbau eines

der Subsidiarität verpflichteten So
zialversicherungssystems. Ein so 
gestaltetes „soziales Netz“ wird um 
so leistungsfähiger sein, je dynami
scher und effizienter das Wirt
schaftssystem auf Dauer ist.

Öffnung nach außen

Die vierte Stufe auf dem Weg zu 
einer deutsch-deutschen Wirt
schafts- und Währungsgemein
schaft dient der Öffnung der DDR 
nach außen. Eine erfolgreiche Inte
gration der DDR in die Weltwirt
schaft ist nur dann vorstellbar, wenn 
die DDR-Währung international un
beschränkt handelbar ist. Dies hätte 
stimulierende Wirkung sowohl für 
den internationalen Waren- als auch 
für den Kapitalverkehr. Die Notwen
digkeit einer baldigen Konvertibilität 
der DDR-Mark ist unbestritten. Das 
Ideal wäre sicherlich eine unbe
schränkte Konvertibilität bei flexi
blen Wechselkursen. Aus heutiger 
Sicht wäre allerdings ein solcher 
Schritt nur schwer zu verantworten. 
Gleichwohl gibt es auch keine 
Rechtfertigung für dauerhafte Be
schränkungen des Devisenver
kehrs. So müßte überlegt werden, 
wie sich nach erfolgreichem Durch
laufen der ersten Reformstufen, d. 
h. nach Lösung der grundlegenden 
ordnungspolitischen Probleme, 
eine schrittweise Konvertibilität der 
DDR-Mark anbietet. Diese könnte 
zunächst auf Zahlungsströme im 
Zusammenhang mit dem Außen
handel sowie auf ausländische Ka
pitalinvestitionen in der DDR be
grenzt bleiben. Die Zufuhr privaten 
Kapitals stabilisiert ihrerseits den 
Kurs der DDR-Mark. Die Legalisie
rung der D-Mark als Zahlungsmittel 
in der DDR könnte die Inländerkon
vertibilität wesentlich beschleuni
gen.

Die -  in der Übergangsphase -  
nur unvollkommene Konvertibilität 
dürfte unerwünschten Kapital- und 
Wechselkursbewegungen weitge
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hend den Boden entziehen. Unter 
der Voraussetzung, daß die monetä
ren und realwirtschaftlichen Bedin
gungen stimmen, wären begrenzt 
bewegliche Kurse, genauer gesagt, 
wäre ein Herantasten an ein markt
gerechtes Kursniveau, mit über
schaubaren Risiken verbunden. Die 
„Bindung“ basierte insbesondere 
auf einer konsequenten stabilitäts
orientierten Geldpolitik. Nicht nur 
stabilitätspolitisch bedenklich wäre 
hingegen die Verteidigung eines po
litisch determinierten Kurses durch 
die Deutsche Bundesbank.

Gemeinsamer Währungsraum

Nach erfolgreich durchlaufender 
„Testphase“ wäre es ökonomisch 
verantwortbar, das Geldvolumen 
der DDR-Mark zu dem am Markt

etablierten Wechselkurs in D-Mark 
einzutauschen.-Die beiden deut
schen Staaten wären faktisch zu ei
ner Währungsgemeinschaft zusam
mengewachsen. Es gäbe nur noch 
eine Währung, die D-Mark, die von 
der Deutschen Bundesbank emit
tiert und kontrolliert würde. Die DDR 
würde damit ihre geld- und wäh
rungspolitische Souveränität verlie
ren. Die Rolle der Staatsbank der 
DDR entspräche der einer Landes
zentralbank mit all ihren Mitwir
kungsmöglichkeiten. Die Fähigkeit 
der Bundesbank zur stabilitätsge
rechten Steuerung des Geldum
laufs dürfte durch die Verschmel
zung der beiden deutschen Staaten 
zu einem einheitlichen Währungs
raum nicht ernsthaft gefährdet wer
den. Allerdings muß sichergestellt 
sein, daß die bislang erfolgreiche

Geldpolitik der Bundesbank nicht 
durch eine falsch angelegte Wirt
schafts- und Finanzpolitik in der 
DDR unterlaufen wird.

Der qualitative Sprung zu einer 
deutsch-deutschen Währungsge
meinschaft bedeutete für die DDR 
die begründete Hoffnung auf Stabili
tät und baldigen wirtschaftlichen Fort
schritt. Arbeit, Leistung und Heimat
bindung in der DDR bekämen wieder 
eine reale Basis. Von entscheidender 
Bedeutung für den Erfolg des wirt- 
schafts- und währungspolitischen 
Reformprogramms der DDR wird 
letztlich sein, wie weit es gelingt, 
das Vertrauen der Bürger für einen 
Kurs der Sozialen Marktwirtschaft 
zu erlangen. Der Ausgang der Volks
kammerwahl am 18. März ist ein er
ster Prüfstein auf diesem Weg.

Christian Watrin

Voraussetzungen und offene Fragen einer 
Wirtschafts- und Währungsunion

Jede Diskussion über eine 
deutsch-deutsche Wirtschafts

und Währungsunion zum jetzigen 
Zeitpunkt setzt stillschweigend vor
aus, daß in Kürze das bisherige Re
gime in der Deutschen Demokrati
schen Republik durch eine stabile 
demokratische Regierung abgelöst 
wird, daß rechtsstaatliche Bedin
gungen eingeführt und gefestigt 
werden, daß die Meinungs-, 
Presse- und Wissenschaftsfreiheit 
garantiert wird und daß sich ein weit
reichender Konsens für die Einfüh
rung einer marktwirtschaftlichen 
Ordnung herausbildet. Auch wenn 
all dies gewährleistet ist, kann der 
derzeitige ordnungspolitische Spiel
raum jederzeit durch Änderungen 
im politischen System der östlichen

Vormacht unvorhergesehenen 
Wandlungen unterliegen, die ihrer
seits wiederum tiefgreifende Rück
wirkungen auf das Handeln aller Be
teiligten haben.

Aber auch bei großer Unsicher
heit des politischen Handlungsrah
mens kann sich die Wirtschaftspoli
tik der Bundesrepublik nicht in eine 
Wartestellung zurückziehen. Sie ist, 
anders als gegenüber den übrigen 
osteuropäischen Reformländern, 
im Falle der DDR durch die Einheit 
der Nation und die aus ihr folgende 
Wanderungsfreiheit der DDR-Bür
ger unmittelbar verpflichtet und be
troffen.

Unter diesen Bedingungen bietet 
sich die Wirtschafts- und Währungs

union als wirtschaftspolitische Or
ganisationsform an. Sie soll einer
seits den Weg zur staatlichen Ein
heit ebnen. Sie wird andererseits 
als ein Mittel empfohlen, das er
stens den wirtschaftlichen Aufbau 
der in einer tiefen Krise befindlichen 
DDR-Wirtschaft ermöglichen und 
das zweitens geeignet sein soll, Be
fürchtungen entgegenzutreten, die 
sich mit einer weiter anhaltenden 
hohen Zuwanderung in die Bundes
republik verbinden.

Unvergleichbare Dringlichkeit

Verglichen mit den Bestrebungen 
zur Schaffung einer Wirtschafts
und Währungsunion im Rahmen der 
Europäischen Gemeinschaft hat 
das deutsch-deutsche Projekt eine
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nicht vergleichbare Dringlichkeit da
durch gewonnen, daß weder die 
amtierende Übergangsregierung 
der DDR sich zu einer klaren Wirt
schaftspolitik entschlossen hat, 
noch daß im Gesetzgebungsprozeß 
die als äußerst dringlich anzusehen
den Vorhaben eingeleitet wurden, 
die für die Ablösung der auf soziali
stischem Eigentum beruhenden 
zentralbürokratischen Wirtschafts
lenkung durch eine marktwirtschaft
liche Ordnung erforderlich sind. Per
spektiven für eine wirtschaftliche 
Besserung können sich so nicht ent
wickeln. Es darf daher kaum ver
wundern, daß die Abwanderung 
weiter anhält.

Welche Aussichten eröffnet eine 
Wirtschafts- und Währungsunion 
vor diesem Hintergrund? Durch 
eine Wirtschaftsunion würde die 
DDR sicher wesentlich schneller als 
die anderen Reformländer den An
schluß an den innereuropäischen 
Markt und darüber hinaus an die 
Weltmärkte gewinnen.

Die Vorteile der erweiterten ge
sellschaftlichen Arbeitsteilung las
sen sich aber erst dann voll realisie
ren, wenn die währungspolitischen 
Bedingungen kein Grund mehr 
sind, um den Wirtschafts- und Kapi
talverkehr durch staatliche Interven
tionen zu behindern. Dies setzt ent
weder eine eigene stabile Währung 
oder die wirtschafts- und geldpoliti
sche Anbindung an eine stabile Leit
währung oder aber eine Währungs
union mit einem Stabilitätsland vor
aus.

Folgt man dem Vorbild der Euro
päischen Gemeinschaft, so ist eine 
Wirtschaftsunion durch die vier Frei
heiten, den freien Güter- und Dienst
leistungsverkehr, die Niederlas
sungsfreiheit, die Wanderungsfrei- 

\ heit und die Freiheit des Kapitalver- 
! kehrs -  Freiheiten, die die EG bisher 
I nicht zur Gänze gewährt-definiert.
* Diese vier Freiheiten können ihrer

seits wohlstandsfördernde Wirkun
gen nur im Rahmen einer auf den
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Grundsätzen einer Privatrechtsord
nung beruhenden Marktwirtschaft 
entfalten. Deren Ausgestaltung im 
Detail kann, wie gerade die Erfah
rungen mit der EG zeigen, durchaus 
bedeutsame Abweichungen in den 
einzelnen Teilnehmerländern auf
weisen, solange nicht die Prinzipien 
der marktwirtschaftlichen Ordnung, 
das Privateigentum an den Produk
tionsmitteln, die erwerbswirtschaftli
che Betätigungsfreiheit, die Offen
heit der Märkte und der Wettbewerb 
wesentlich beeinträchtigt werden.

Entscheidende Maßnahmen

Für die DDR und die Pläne einer 
Wirtschafts- und Währungsunion 
mit der Bundesrepublik sind diese 
Voraussetzungen gegenwärtig 
nicht erfüllt. Die im sozialistischen 
Modell angelegte Politisierung der 
Wirtschaft, die noch bestehende 
Verfassung, die das „sozialistische 
Eigentum“ zwingend vorschreibt, 
und das bestehende Wirtschaftssy
stem stehen dem Eintritt in eine 
Wirtschaftsunion entgegen. Zwar 
bildet sich außerhalb der Bahnen 
des geltenden Rechts offenbar 
schnell eine zweite Wirtschaft her
aus. Aber es ist nicht zu erwarten, 
daß diese gewissermaßen „eigen
tumslose“ Wirtschaft jene Wohl
standskräfte in Gang setzt, die die 
Bevölkerung des Landes erwartet, 
wenn sie von ihrem Abwanderungs
recht keinen Gebrauch machen 
soll.

Sämtliche Hoffnungen richten 
sich daher auf ein frei gewähltes 
Parlament und die aus ihm hervor
gehende Regierung. Beiden Orga
nen wird es aufgegeben sein, die 
entscheidenden gesetzgeberi
schen Maßnahmen in die Wege zu 
leiten. Hierzu zählen nicht nur die 
Aufhebung des sozialistischen Ei
gentums und die Einführung des 
Privateigentums sowie die Schaf
fung der Rechtsgrundlagen für den 
privaten Eigentumserwerb an Pro
duktionsmitteln und für Investitio-

' nen von In- und Ausländern, son- 
\ dern auch die Aufhebung der Preis

kontrollen und zahlloser anderer 
Reglementierungen, soweit sie das 
Zustandekommen von freien Prei
sen und Wettbewerb behindern. 
Ebenso wichtig sind die gesell- 
schafts- und wirtschaftsrechtlichen 
Grundlagen für die wirtschaftliche 
Verselbständigung der volkseige
nen Betriebe und die Auflösung der 
aus der Planwirtschaft stammen
den Wirtschaftsbürokratien ein
schließlich der zugehörigen Kon
trollorgane des sogenannten Freien 
Gewerkschaftsbundes und der 
kommunistischen Partei. Ferner 
sind umfangreiche Maßnahmen zur 
Privatisierung des auf 1300 Mrd. 
Mark der DDR geschätzten Staats
eigentums vordringlich, um so die 
Freiheit der einzelnen Bürger wirt
schaftlich zu stärken und gleichzei
tig die Bedingungen für das Zustan
dekommen von Wettbewerbsprei
sen auf breiter Front zu verbessern.

Auf den ersten Blick mag diese 
Agenda den Eindruck erwecken, 
daß sie das Parlament auf Jahre 
hinaus beschäftigen werde. Wenn 
jedoch der revolutionäre Schwung 
anhält, können sich viele Entwick
lungen durch die von Marxisten so 
oft beschworenen gesellschaftli
chen Kräfte oderTendenzen schnel
ler vollziehen, als selbst Optimisten 
gegenwärtig anzunehmen bereit 
sind. Dabei mag sich die Nähe zum 
westdeutschen Recht und die Mög
lichkeit, Teile seines Privat-, Gesell
schafts- und Wirtschaftsrechts ganz 
oder weitgehend zu übernehmen, 
als hilfreich bei der Meisterung vie
ler im Augenblick noch unüberwind
lich scheinender Schwierigkeiten er
weisen. Ohne Zweifel ist dies nicht 
nur die Stunde der Ökonomen, son
dern auch der Gesetzgeber.

Hinwendung zur Marktwirtschaft

Gelingt es, die rechtlichen Grund
lagen der Marktwirtschaft schnell zu 
schaffen und die Hinwendung zur
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Marktwirtschaft glaubhaft zu ma
chen, dann ist eine entscheidende 
Voraussetzung für den wirtschaftli
chen Aufholprozeß in der DDR ge
schaffen. Der erwartete Zustrom 
von investitionsbereitem Kapital, 
die Zuwanderung von technischem 
Wissen, der Abbau der zahllosen 
Ineffizienzen der bisherigen Plan
wirtschaft, die daraus resultieren
den Produktivitätsgewinne und Ein
kommensverbesserungen werden 
den Expansionsprozeß beschleuni
gen. Die oft geäußerte Befürchtung, 
daß der Umstellungsprozeß ein 
schwer zu meisterndes Beschäfti
gungsproblem schaffen werde, muß 
sich nicht bewahrheiten. Sie hat 
auch kein Fundament in den west
deutschen Erfahrungen nach 1948. 
Die Befreiung der Produktivkräfte 
setzte damals -  unter wesentlich 
ungünstigeren Umständen -  einen 
wirtschaftlichen Aufschwung in 
Gang, der alle vorher geäußerten 
Befürchtungen gegenstandslos 
werden ließ.

Setzt der dynamische Aufhol
prozeß ein, dann wird die Abwande
rungsneigung, lange bevor ein Aus
gleich der monetären Einkommen 
erreicht ist, spürbar abnehmen. In 
hochindustrialisierten Ländern er
zeugen Differenzen von 1:2 keines
wegs Massenwanderungen. Eine 
aufwärts gerichtete Wohlstandsent
wicklung mit verläßlichen Erwartun
gen auf eine dauerhafte Fortset
zung des marktwirtschaftlichen Kur
ses wird daher die Wanderungsbe
wegungen im Rahmen des für den 
regionalen Ausgleich Üblichen hal
ten. Dadurch wird sich auch die tem

poräre Belastung der Bundesrepu
blik in der ersten Phase weiterer Zu
wanderungen -  ihr stehen später 
deutliche volkswirtschaftliche Ge
winne gegenüber -  deutlich vermin
dern. Im übrigen wird mit der Nor
malisierung der Verhältnisse in ei
nem gemeinsamen Wirtschafts
raum auch der Anspruch auf Über
siedlungshilfen, wenn die Gefahr ei
ner Wiederkehr der politischen Un
terdrückung endgültig gebannt ist, 
auf Dauer obsolet.

Entscheidung über 
das Wechselkurssystem

Die Wirtschaftsunion ist also für 
beide Teile Deutschlands wirtschaft
lich gesehen von Vorteil, wenn sie 
unter den Bedingungen ordnungs
politischer Kompatibilität vollzogen 
wird und wenn gleichzeitig wirt
schaftspolitische Fehler, wie eine 
Erhöhung der Löhne über den Pro
duktivitätsfortschritt hinaus, das 
Schüren von Verteilungskonflikten 
oder die Beschädigung der ord
nungspolitischen Grundlagen der 
Marktwirtschaft vermieden werden.

Eine Wirtschaftsunion setzt keine 
Währungsunion voraus, noch be
darf sie ihrer zwingend. Sie ist, wie 
die Erfahrungen zwischen den EG- 
Ländern zeigen, möglich mit flexi
blen und festen Wechselkursen. Da
bei haben flexible Wechselkurse, 
wie sie etwa zwischen Großbritan
nien und der Bundesrepublik beste
hen, den Vorteil, daß sie mit voller 
Konvertibilität und Kapitalverkehrs
freiheit kompatibel sind, ein Ziel, 
das bei festen Wechselkursen nur

bei gleichgerichteter Geld- und Fis
kalpolitik erreichbar ist. Unsicher 
bleibt im zweiten Fall, ob nicht über 
kurz oder lang wieder Zuflucht zu 
„temporären“ Beschränkungen des 
freien Kapitalverkehrs aus Gründen 
einer „autonomen“ Währungs- und 
Wirtschaftspolitik gesucht wird.

Die Wirtschaftsreformen setzen 
auch eine Entscheidung über das 
Wechselkursregime voraus. Ange
sichts der Gefahren, die von Fest
kurssystemen ausgehen, spricht 
vieles für flexible Kurse. Diese sind 
mit einer stabilitätsorientierten 
Geldpolitik zu verbinden. Im vorlie
genden Fall bedeutet das, daß nicht 
nur die noch bestehende Devisen
bewirtschaftung bei den kommer
ziellen Transaktionen aufgehoben 
werden muß, sondern auch daß ein 
funktionsfähiges Geldsystem mit 
weisungsunabhängiger Notenbank 
und Geschäftsbanken zu schaffen 
ist. Auch hier müßte die DDR nicht 
wie andere osteuropäische Länder 
von Grund auf neu beginnen. Sie 
könnte durch eine schnelle Öffnung 
ihrer Grenzen für den Dienstlei
stungsverkehr in großem Umfang 
Westdeutsche  ̂ Banken , für ihren 
Markt interessieren. Außerdem wä
ren Hilfen bei der Einrichtung ihrer 
Notenbank denkbar.

Auch diese Umstellung wi.rd.Zeit 
beanspruchen, vor allem weil die 
Mark der DDR bisher eine reine Bin
nenwährung ist, die keine der übli
chen Geldfunktionen zureichend er
füllt. Die Sorge, daß die Umstel
lungsfrist zu lang sei, daß der Zu
wandererstrom weiterhin hoch
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bliebe oder wegen der Ungeduld 
vieler DDR-Bürger sogar in unge
ahnte Dimensionen stiege und daß 
die DDR unmittelbar vor dem Zu
sammenbruch stehe, hat in jüngster 
Zeit zum Angebot einer Währungs
union mit der Bundesrepublik ge
führt. Ihre schnelle Einführung soll 
die Erwartungen der DDR-Bürger 
ins Positive wenden und die Abwan
derung nachhaltig senken.

Abbau des 
Abwanderungsdrucks?

Ohne Zweifel sind die Abwande
rungsmotive zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt nach wie vor stark. Gleich
wohl ist es nötig, sie nüchtern einzu
schätzen. Für die DDR-Wirtschaft 
ist die Abwanderung solange be
sonders bedrohlich, wie das Land 
sein überholtes bürokratisches Wirt
schaftssystem beibehält. Diesem 
fehlt jede Elastizität und in ihm sind 
Abwanderer weder durch verbes
serte Lohnangebote noch durch 
Maschinen schnell zu ersetzen. 
Hinzu kommt der Abwanderungs
druck aus der geringen Qualität des 
Umweltschutzes und der Infrastruk
tur.

Aber auch unter diesen Bedin
gungen gilt für die Wanderungsbe
wegungen, sofern keine politischen 
Rückschläge mehr zu erwarten 
sind, daß ihnen zunehmend ökono
mische Erwägungen zugrunde lie
gen werden. Auch wenn die deut
schen Übersiedler nicht das 
schwere Schicksal von Auswande
rern in der übrigen Welt teilen, so 
entstehen ihnen doch beträchtliche 
Kosten. Sie liegen in den Schwierig
keiten, Immobilien in der Heimat 
günstig zu verkaufen und Erspar
nisse frei zu transferieren sowie in 
den oft langen Fristen der Woh- 
nungs- und Arbeitsplatzsuche bis 
hin zum Einleben in eine neue Um
gebung. Auch dies dürfte, wenn 
sich die politischen und wirtschaftli
chen Verhältnisse bessern, in Rich
tung auf ein Nachlassen der Abwan
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derungsbereitschaft hin wirken. 
Trotzdem sind die Gefahren großer 
und schwerer Schocks im Zuge poli
tischer Veränderungen nicht zu 
leugnen.

Zu fragen ist, ob vor diesem Hin
tergrund eine Währungsunion hilf
reich ist, ob sie die Abwanderung 
bremsen und den Weg zur Wohl
standssteigerung abkürzen kann. 
Bevor die Wirtschaftsreformen in 
Gang gesetzt worden sind und der 
marktwirtschaftliche Prozeß ange
laufen ist, spricht jedoch wenig für 
eine Währungsvereinheitlichung.

Politisch bedingte Wanderungs
bewegungen vermag sie nicht zu 
verhindern. Wer persönliche Frei
heit schätzt, wird sich der politi
schen Unterdrückung auch dann 
entziehen, wenn das mit einer Ver
schlechterung seines Lebensstan
dards gegenüber den bisherigen 
Umständen verbunden ist.

Schaffung eines 
Vertrauensvorschusses?

Institutionell aber ist schwer ein
zusehen, wie eine Währungsunion 
ohne die vorherige Schaffung eines 
funktionsfähigen Geschäftsbanken
systems für die Kreditvermittlung 
und -allokation in der DDR greifen 
soll. Wenn man unter einer Wäh
rungsunion überdies nicht die ein
seitige Einführung der DM als Wäh
rung in der DDR verstehen will, wird 
auch nicht auf den Aufbau einer 
DDR-Notenbank verzichtet werden 
können. Daraus resultieren Folgen 
für die geldpolitische Willensbil
dung. Letzteres gilt auch für die Be
setzung des Zentralbankrates 
durch Mitglieder aus der DDR. Es ist 
dann fraglich, ob ein Ziel der Wäh
rungsunion, die Schaffung eines 
Vertrauensvorschusses seitens der 
DDR-Bevölkerung, überhaupt noch 
erreicht wird.

Eine Währungsunion kann ferner 
nicht die realwirtschaftlichen

Schwierigkeiten der DDR, das Pro- 
duktivitäts- und Wohlstandsgefälle 
zum Westen hin, beseitigen. Ihre 
baldige Einführung würde den Auf- 
holprozeß der DDR in vielfacher 
Hinsicht gefährden. Als erstes ist zu 
fragen, bei welchem Austauschver
hältnis die Fixierung der Wechsel
kurse vorgenommen werden soll. 
Politisch liegt es nahe, einen Kurs 
1:1 zu favorisieren. Es wäre dann 
nötig, in mühsame Verhandlungen 
mit der DDR über die Beseitigung 
des wahrscheinlich nicht unerhebli
chen Geldüberhanges zu treten. Je 
nachdem welches Übereinkommen 
erzielt wird, müßte die Bundesrepu
blik erhebliche Lasten bei der Wäh
rungssanierung übernehmen.

Weitere volkswirtschaftliche Ko
sten treten hinzu. Trifft es zu, was 
viele Beobachter vermuten, daß ein 
Kurs von 1:1 überhöht ist, dann 
wäre die erste Reaktion ein Kon
sumrausch in der DDR, der sich vor 
allem in der Bundesrepublik infiato^ 
risch entladen würde. Bei zu günsti
ger Umtauschrelation für die DDR 
wäre gleichzeitig ihr Kostenniveau 
zu hoch, um für Kapitalimporte aus 
dem Westen attraktiv zu sein. Fehlt 
in einer solchen Situation das Wech
selkursventil, um die Wettbewerbs
fähigkeit herzustellen, so muß sich 
die Anpassung auf Preise und 
Löhne erstrecken. Sind diese nach 

"unten rigide, so bleiben zur Anpas
sung nur staatliche Transfers oder 
Abwanderungen als Alternativen 
übrig. Erstere sind erfahrungsge
mäß nicht geeignet, die wirtschaftli
che Lage zu verbessern; sie verzer
ren die Preise und begünstigen ren
tensuchendes Verhalten. Letztere 
rufen Abwanderungen hervor, die 
gemessen an den Produktionsmög
lichkeiten unter Umständen zu hoch 
sind.

Kann eine solche Entwicklung 
beim Übergang zur Währungsunion 
vermieden werden? Dies dürfte in 
der Aufbauphase einer marktwirt
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schaftlichen Ordnung schwierig 
sein. In ihr gibt es, wie die westdeut
schen Erfahrungen zeigen, zu
nächst starke Veränderungen der 
relativen Preise und des Preisni
veaus. In dieser Lage begegnet die 
Wahl eines Umtauschkurses un
überwindbaren Schwierigkeiten. 
Würde er beispielsweise zu ungün

stig für die Einkommensbezieher 
der DDR gewählt und sähen sich 
diese erheblichen Kürzungen ihrer 
in DM ausgedrückten Einkommen 
gegenüber, so werden sie noch ge
neigter sein, abzuwandern.

Eine gemeinsame Währung kann 
daher erst nach einer längeren 
Phase des gemeinsamen Zusam

menwachsens in einer Wirtschafts
union in Betracht gezogen werden. 
Das mag die politischen Hoffnun
gen auf eine schnelle Einigung 
schwächen. Aber sie um den Preis 
kaum überschaubarer Kosten an
streben zu wollen, das wäre eine 
Politik, die den Menschen in der 
DDR nicht hilft.

Rüdiger Pohl

Die Preisreform ist der erste Schritt zur Währungsunion

Eine Währungsunion zwischen 
der Bundesrepublik und der 

DDR sollte nur im Gleichschritt mit 
dem wirtschaftlichen Reformprozeß 
in der DDR vollzogen werden. Da 
die Reform nicht in kurzer Zeit reali
siert werden kann, ist an die Wäh
rungsunion vorläufig nicht zu den
ken. Die entscheidende Vorausset
zung für die volle Konvertibilität der 
DDR-Mark und damit für einen Wäh
rungsverbund ist die Reform des 
Preissystems in der DDR. Solange 
hier Fortschritte nicht greifbar sind, 
bliebe eine währungspolitische Inte
gration voreilig; sie würde zu wach- 

/ sender Ineffizienz im Außenhandel 
; führen und der wirtschaftlichen Er

neuerung in der DDR schaden.

Wie das Währungssystem der 
DDR am Ende eines erfolgreichen 
Reformprozesses aussehen wird, 
ist leicht zu beschreiben: volle Kon
vertibilität der DDR-Mark, ein fester 
Wechselskurs gegenüber den west
lichen Währungen, faktische Anpas
sung der Geldpolitik an den monetä
ren Kurs der Bundesbank bzw. des 
Europäischen Währungssystems. 
Bei einer Wiedervereinigung würde 
darüber hinaus eine einheitliche

Währung eingeführt, so daß Wech
selkursänderungen und eine eigen
ständige Geldpolitik auch de jure 
nicht mehr möglich wären.

Heute geht es aber nicht um das 
erfolgreiche Ende, sondern um die 
ersten tastenden Schritte des Re
formprozesses. Konkret steht zur 
Diskussion, ob die währungspoliti
sche Integration der DDR mit der 
Bundesrepublik sofort kommen soll 
oder allmählich im Gleichschritt mit 
wirtschaftlichen Reformmaßnah
men. „Währungspolitische Integra
tion“ heißt Übergang zur vollen Kon
vertibilität der DDR-Mark, nicht not
wendig, aber doch wünschenswert 
verbunden mit einer gleichzeitigen

1 I. M a t t  h ä u s - M a i e r, W. R o t h :  
D-Mark als gemeinsame Währung einer
deutsch-deutschen Währungsunion und
Sofortmaßnahmen zur Unterstützung des 
Reformprozesses in der DDR: Ein Hoffnungs
signal für die Bürger der DDR, in: Die SPD 
im Deutschen Bundestag, 2. 2. 1990; I. 
M a t t h ä u s - M a i e r :  Signal zum Bleiben, 
in: Die Zeit, 19. 1.1990; Necker strebt rasche 
Währungsunion mit der DDR an, in: FAZ, 24.1. 
1990; Necker wirbt für Stufenplan zur Wäh
rungsunion, in: Handelsblatt, 26.1.1990; Rein
hard P o h l  (Deutsches Institut für Wirt
schaftsforschung): Thesen zur Reform des 
Preis- und Währungssystems in der DDR, Ma
nuskript, Januar 1990; Ost-Markdurch D-Mark 
ersetzen. Die Ost-CDU ist für eine Währungs
union mit der Bundesrepublik, in: FAZ, 31. 1. 
1990.

Fixierung des Wechselkurses zur 
D-Mark.

Für die rasche Realisierung eines 
Währungsverbundes sprechen sich 
viele aus, so die SPD (Ingrid 
Matthäus-Maier, Wolfgang Roth), 
der BDI (Tyll Necker), das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung 
(Reinhard Pohl) und die Ost-CDU1. 
Doch in der öffentlichen Diskussion 
wird oft übersehen, daß diese Vor
schläge an Bedingungen geknüpft 
sind, die einen raschen Vollzug der 
währungspolitischen Integration 
ausschließen. Vorausgesetzt wird 
nämlich ein grundlegender wirt
schaftlicher Systemwandel in der 
DDR. Dazu gehören die Reform des 
Preissystems, Privateigentum, In
vestitionsfreiheit, die Beseitigung 
des staatlichen Außenhandelsmo
nopols, ein straffer Staatshaushalt, 
die Verpflichtung der Zentralbank 
auf eine streng stabilitätsorientierte

2 Diese Reformschritte werden von den ge
nannten Autoren aufgeführt. Für eine umfas
sende Darstellung des notwendigen Reform
prozesses in der DDR vgl. Sachverständigen
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli
chen Entwicklung: Zur Unterstützung der Wirt
schaftsreform in der DDR: Voraussetzungen 
und Möglichkeiten, Sondergutachten, 20. 1. 
1990.
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Geldpolitik, die Einführung eines 
nach marktwirtschaftlichen Ge
sichtspunkten funktionierenden 
Bankensystems2. Wilhelm Krelle3 
hat recht: „Wenn man diesen Kata
log von notwendigen Maßnahmen 
überschaut, so wird man zweifeln 
müssen, daß das alles in kurzer Zeit 
(wenn überhaupt) möglich ist.“

Ineffizienter Handel

Doch kann bei der währungspoli
tischen Integration auf den Gleich
schritt mit wirtschaftlichen Reform
maßnahmen nicht verzichtet wer
den. Claus Köhler4 begründet das 
so: „Die freie Verfügbarkeit der 
Mark (der DDR; d.V.) durch Inländer 
im Ausland und durch Ausländer im 

^Inland setzt voraus, daß die Wirt
schaft der DDR leistungsfähig und 
¡gegenüber dem Ausland konkur
renzfähig ist. Reiseausgaben der 
DDR-Bürger z.B. müssen durch 
Warenexporte bezahlt werden kön
nen. Die Konvertibilität der Mark ist 
daher nur schrittweise, zusammen 
mit erfolgreichen Etappen der Wirt
schaftsreform zu verwirklichen.“

Von einer währungspolitischen In
tegration aus dem Stand -  schnel
ler, als die Neuordnung der DDR- 
Wirtschaft vorankommt- ist abzura
ten. Zunehmende Ineffizienz im Au
ßenhandel der DDR wäre insbeson
dere dann programmiert, wenn die 
volle Konvertibilität der DDR-Mark 
eingeführt würde, bevor es zu einer 
Entzerrung der Preisrelationen und 
zur Einführung eines marktwirt
schaftlich funktionierenden Preisbil
dungssystems in der DDR gekom
men ist5. In den Vorschlägen zu ei
nem raschen Währungsverbund 
werden die Zusammenhänge zwi-

3 W. K r e l l e :  Mittelfristige Wirtschaftsent
wicklung in Ost und West, Vortrag vor der 
Klaus-Dieter-Arndt-Stiftung, Manuskript S. 10,
24.1.1990.

4 C. K ö h l e r :  Wirtschaftliche Aspekte in 
West-Europa und in Ost-Europa und die politi
schen Rahmenbedingungen, Manuskript,
14.1.1990.

sehen Konvertibilität, Wechselkur
sen und Preissystem häufig nach 
Erfahrungen beurteilt, wie sie zwi
schen etablierten westlichen Markt
wirtschaften gelten. Dies ist nicht 
sachgerecht. Im konkreten Fall Bun- 
desrepublik-DDR ginge es heute 
gerade noch nicht um die währungs
politische Verbindung zweier Markt
wirtschaften, sondern um die einer 
Marktwirtschaft mit einer derzeit im
mer noch sozialistischen Volkswirt
schaft. Hier gelten andere wäh
rungspolitische Zusammenhänge6.

Bei den etablierten Marktwirt
schaften bedeutet Konvertibilität, 
daß der Außenhandel an komparati
ven Kostenunterschieden ausge
richtet werden kann und damit effi
zient ist. Entscheidend ist dabei, 
daß unverzerrte Preisrelationen 
zwischen Inland und Ausland gege
ben sind, d.h. daß das Verhältnis der 
Inlandspreise zu den Auslandsprei
sen bei den einzelnen Gütern weit
gehend dem Kostenverhältnis zwi
schen Inland und Ausland bei der 
Produktion dieser Güter entspricht. 
Exporte und Importe sind in dem 
Sinne „effizient“ , daß das Inland die 
Güter exportiert, die es im interna
tionalen Vergleich kostengünstig 
hersteilen und am Weltmarkt zu 
niedrigem Preis anbieten kann; 
gleichzeitig werden Güter impor

5 Unter Konvertibilität verstehen wir hier im 
weiteren Sinne das Recht von Inländern und 
Ausländern zur unbegrenzten Verwendung ei
ner Währung für Zahlungen. Mit der Konvertibi
lität würden also Außenhandelsbeschränkun
gen und Kapitalverkehrsbeschränkungen fal
len. Vgl. Reinhard P o h l ,  a.a.O., S. 12.

6 Dies wird von manchem übersehen. Es ist
schon eigentümlich, wenn W. Hankel für einen
Währungsverbund Bundesrepublik-DDR mit 
dem Argument eintritt, andere währungspoliti
sche Kooperationen in Europa (Schweiz- 
Liechtenstein, Belgien-Luxemburg, Bundesre
publik-Österreich) hätten sich doch auch be
währt. Vgl. W. H a n k e l :  Kein Bedarf für 
zwei Währungen, in: Handelsblatt, 29.1.1990. 
Auch der von W. Engels angestellte Vergleich 
einer Währungsunion Bundesrepublik-DDR 
mit der Währungsunion in der Europäischen 
Gemeinschaft ist wegen der gänzlich unter
schiedlichen Ausgangsbedingungen wenig 
überzeugend; W. E n g e l s :  Was ist die Ost- 
Mark wert?, in: Wirtschaftswoche, 2.2.1990.

tiert, die im Inland kostenaufwendig 
hergestellt werden müßten und die 
vergleichsweise billig am Weltmarkt 
zu haben sind.

Verzerrte Preisrelationen

Diese Vorstellungen sind nicht 
auf den Handelsverkehr einer sozia
listischen Volkswirtschaft mit einer 
Marktwirtschaft übertragbar. Das 
sozialistische Preissystem führt zu 
„verzerrten“ Preisrelationen. Da die 
einzelnen Güterpreise durch vielfäl
tige staatliche Eingriffe in keinem 
systematischen Zusammenhang zu 
den Produktionskosten der Güter 
stehen, weichen die Kostenrelatio
nen zwischen sozialistischem In
land und westlichem Ausland bei 
den einzelnen Gütern von den ent
sprechenden Preisrelationen ab. 
Diese Abweichungen stellen in 
marktwirtschaftlicher Sicht „Verzer
rungen“ dar, denn unter diesen Be
dingungen ist der Außenhandel bei 
voller Konvertibilität nicht mehr effi
zient. Ineffizienz entsteht dort, wo 
das sozialistische Land Güter ex
portiert, die es von den Kostenrela
tionen gesehen vergleichsweise 
teuer produziert, jedoch wegen der 
verzerrten Preisrelationen am Welt
markt billig anbietet. Ineffizienz liegt 
auch dort vor, wo das Land Güter im
portiert, die es von den Kostenrela
tionen her selbst zwar billig produ
zieren könnte, wegen der verzerr
ten Preisrelationen jedoch noch billi
ger am Weltmarkt beziehen kann.

Das Problem sind also die Preis
verzerrungen. Viel wird gegenwär
tig über die „richtige“ Höhe des 
Wechselkurses zwischen DDR- 
Mark und D-Mark gesprochen. 
Dazu werden die Niveaus der 
Preise, Kosten und Löhne in der 
DDR mit denen in der Bundesrepu
blik verglichen. Dies geht am eigent
lichen Kern des währungspoliti
schen Problems vorbei. Nicht das 
Niveaugefälle bei Kosten und Prei
sen steht einem Währungsverbund
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entgegen, sondern die nicht zuein
ander passenden Strukturen bei Ko
sten und Preisen.

Bei verzerrten Preisrelationen -  
das ist das entscheidende Argu
ment -  verlieren die komparativen 
Kostenunterschiede ihre lenkende 
Funktion für die Handelsströme; es 
kommt zu ineffizienten Exporten 
und Importen. Volkswirtschaftlich 
stellt dies eine Vergeudung von Re- 
sourcen dar. Würde man heute die 
volle Konvertibilität der DDR-Mark 
einführen, käme es zu einer starken 
Ausweitung des Außenhandels -  
aber auf der Basis verzerrter Preis
signale, so daß die ineffizienten 
Handelsströme anschwellen wür
den. Das kostet die DDR Ressour
cen und belastet die wirtschaftliche 
Erneuerung.

Noch verstärkt würden diese 
Fehlentwicklungen, wenn zugleich 
mit der Konvertibilität der Wechsel
kurs der DDR-Mark flexibel würde. 
Unter den gegenwärtigen Bedin
gungen wäre mit einer Abwertung 
der DDR-Mark zu rechnen. Die Ex
porte würden dadurch noch zusätz
lich gesteigert, und bei den gegebe
nen Preisverzerrungen wäre um so 
mehr damit zu rechnen, daß Güter 
zum Export gelangen, bei denen die 
DDR einen komparativen Kosten
rückstand hat. Der tendenziell glei
che Effekt träte ein, wenn man ei
nen zwar festen, aber bewußt unter
bewerteten Kurs der DDR-Mark 
wählen würde. Während die Unter
bewertung der Währung einer 
Marktwirtschaft mit unverzerrten 
Preisrelationen wie eine wachs
tumsstimulierende Exportsubven
tion wirkt, hat die Unterbewertung in 
einer sozialistischen Wirtschaft mit 
verzerrten Preisrelationen den

7 Den Subventionseffekt sieht H. Barbier, den 
Ineffizienz-Effekt übersieht er, wenn er die Un
terbewertung der Mark im Interesse der DDR 
liegen sieht. Vgl. H. B a r b i e r :  Auf dem 
Prüfstand des Währungsmarktes, in: FAZ, 2.2. 
1990.

8 Vgl. Sachverständigenrat, Ziffer 39.

wachstumshemmenden Effekt, daß 
der Export von Gütern mit kompara
tiven Kostennachteilen gefördert 
wird7.

Notwendige Preisreform

Die Ressourcen verschwen
dende Ineffizienz im Außenhandel, 
die eine Folge der Preisverzerrun
gen ist, kann nur durch eine Reform 
des Preissystems der DDR verhin
dert werden. Deswegen ist die 
Preisreform die dringende Voraus
setzung für die volle Konvertibilität 
der DDR-Mark und somit für die 
währungspolitische Integration der 
DDR und der Bundesrepublik. Mit 
dieser Voraussetzung ist zugleich 
der Zeitplan bestimmt, in dem der 
Währungsverbund realisierbar er
scheint. Denn so wichtig sie ist, 
kann die Preisreform nicht über 
Nacht verwirklicht werden.

/
/ Die Marktpreise der Güter müs

sen ihre notwendigen Produktions
kosten widerspiegeln. Zwar scheint 
es einfach, die Marktpreise der Gü
ter durch Abbau von Subventionen 
und Abschöpfungen an die Kosten 
anzupassen. Aber die Produktions
kosten selbst sind ja durch die staat
lichen Preissetzungen verzerrt. Ent
zerrung der Preise heißt daher 
auch, die „eigentlichen", volkswirt
schaftlich notwendigen Produk
tionskosten ermitteln zu müssen -  
ein schwieriges Vorhaben. Die 
Orientierung an den Preisstrukturen 
international handelbarer Güter an 
den Weltmärkten kann hier helfen8. 
Ferner genügte die einmalige Ent
zerrung der Preise nicht. In einer dy
namischen Wirtschaft, in der sich 
die Marktverhältnisse und Kosten
bedingungen rasch ändern, müs
sen Preisbildungsmechanismen 
etabliert sein, die neuerliche Preisver
zerrungen nicht entstehen lassen. 
Das setzt weitere Reformen -  Unter
nehmensreform, Wettbewerbsver
fassung -  voraus, was Zeit kostet, 
bis es wirksam wird. Wieviel Zeit er

forderlich ist, kann niemand verläß
lich abschätzen. Aber es erscheint 
unrealistisch, daß Pläne für einen 
Währungsverbund, der feste Wech
selkurse bei voller Konvertibilität 
der DDR-Mark oder eine einheitli
che Währung vorsieht, in einem 
oder zwei Jahren realisierbar sind.

Solange die Preisreform noch 
nicht greift, ist von einer vollen Kon
vertibilität der DDR-Mark abzura- ( 
ten. Für den Handelsverkehr -  ab- f 
gesehen vom Tourismus -  und für j 
den Kapitalverkehr müssen derzeit I 
noch Beschränkungen bleiben9./ 
Die Beschränkung der Konvertibili-j 
tät ist freilich nur als eine vorüberge
hende Schutzmaßnahme zu akzep
tieren, die ineffizientem Handel bei 
noch verzerrten Preisstrukturen ent
gegenwirken soll. Preisreform so 
schnell wie möglich und Konvertibili
tät so schnell wie möglich -  das 
sollte die Maxime für den Reform
prozeß sein. Eine Fehlentscheidung 
würde es darstellen, wenn die Preis
reform in der DDR unter dem 
Schutz von Handelsrestriktionen 
und Kapitalverkehrsbeschränkun
gen hinausgezögert würde. Die 
Ineffizienzen, die von dem unzu
länglichen Preissystem ausgehen, 
würden sich mit den Ineffizienzen 
des bürokratischen Kontrollappara- 
tes kumulieren, den eine Devisen
bewirtschaftung nun einmal mit sich 
bringt10.

Die rasche währungspolitische 
Integration kann aus einem ganz 
anderem Blickwinkel betrachtet 
werden: als ein Signal an die Men
schen in der DDR, daß der Weg zur 
Marktwirtschaft irreversibel ist und 
es sich lohnt, in der DDR zu blei
ben11. Es ist jedoch unwahrschein

9 Vgl. Sachverständigenrat, Ziffer 40. Auch 
der Kronberger Kreis hält zunächst eine be
grenzte Konvertibilitätfür notwendig; Den Kurs 
der DDR-Mark zwischen eins und zwei zu eins 
fixieren, in: FAZ, 31.1.1990.

10 Vgl. Reinhard P o h l :  Reform des Preis
systems, a.a.O., S. 33 f., 38.

11 Vgl.l. M a t t  h ä u s - M a i e r, W. R o t h ,  
a.a.O.
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lieh, daß ein Währungsverbund die 
Abwanderung der Menschen stop
pen kann. Selbst wenn die D-Mark 
zur Umlaufwährung würde, bliebe 
es vorerst bei der Ineffizienz der 
DDR-Wirtschaft. Das dort erziel
bare Einkommen, auch wenn es in 
D-Mark ausgezahlt wird, erreichte 
das in der Bundesrepublik übliche

Niveau nicht. Das Einkommensge
fälle schafft den Anreiz zur Abwan
derung, und das wird durch einen 
Währungsverbund nicht eingeeb-! 
net. Will man den Menschen in der 
DDR Anreize zum Bleiben geben, 
müßten umfangreiche Transferzah
lungen geleistet werden. Das ist 
aber kein Thema für die Währungs

politik, sondern ein Thema für die Fi
nanzpolitik. Statt diese Probleme in 
die währungspolitische Watte zu 
kleiden, sollte man Klartext reden: \  
In der Bundesrepublik müssen die ] 
Steuern erhöht werden, um in nen- \ 
nenswertem Umfang Transferzah- j 
lungen und Subventionen für die j 

DDR finanzieren zu können. J

Hans-Eckart Scharrer

Schocktherapie statt Gradualismus

Ist die rasche Ablösung der DDR- 
Mark durch die D-Mark im Rah

men einer Währungsgemeinschaft, 
wie von der Bundesregierung jetzt 
vorgeschlagen, ein geeignetes Mit
tel, um die beide deutsche Staaten 
alarmierende Welle von Übersied
lern zu bremsen und die DDR-Wirt
schaft zu stabilisieren, mehr noch: 
zu stimulieren? Oder hätte dieser 
Schritt womöglich den gegenteili
gen Effekt? Richtig ist: der Über
siedlerstrom ist nicht nur Ausdruck 
des aktuellen Einkommens- und 
Versorgungsgefälles zwischen der 
Bundesrepublik und der DDR, son
dern (mehr noch?) eines Vertrau
ensgefälles. Weder der Regierung 
Modrow noch einer künftigen, aus 
freien Wahlen hervorgegangenen 
Regierung trauen die Bürger offen
bar zu, den Niedergang der DDR- 
Wirtschaft aufzuhalten. Richtig ist 
ferner: die Übernahme der D-Mark 
kann geeignet sein, wirtschaftliches 
Vertrauen zu begründen -  aller
dings auch, neue Befürchtungen zu 
wecken.

Vertrauensbildende Elemente

Zunächst zu den vertrauensbil
denden Elementen eines solchen 
Schritts:

□  Die D-Mark verkörpert für viele 
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Menschen die wirtschaftliche Lei
stungskraft der Bundesrepublik. Mit 
der Aufgabe der Währungssouverä
nität und ihrer Übertragung auf die 
Bundesbank bindet sich die DDR 
unwiderruflich an die Bundesrepu
blik Deutschland und „importiert“ 
damit Vertrauen. Diese Bindung im
pliziert den unbedingten Verzicht 
auf Experimente in der laufenden Fi
nanz-, Geld- und Währungspolitik 
(allerdings ist die Währungsumstel
lung selbst ein gewaltiges Experi
ment, für das es kein Vorbild gibt!).

□  Auch die Bundesrepublik geht ih
rerseits eine feste Bindung zur DDR 
ein, ihre wirtschaftspolitische Mit
verantwortung für die Entwicklung 
in der DDR erhält eine neue Quali
tät.

□  Konkret erlaubt die Einführung 
der D-Mark den Bürgern und Unter
nehmen in der DDR den Zugriff auf 
das gesamte Güter- und Dienstlei
stungsangebot der Bundesrepublik 
und der Welt. Die enge Zahlungsbi
lanz- und Devisenbeschränkung, 
der die Wirtschaft der DDR bisher 
unterlag, entfällt. Für die Bürger be
deutet die Entlohnung in D-Mark: es 
lohnt sich wieder, zu arbeiten. Für 
die Unternehmen: Materialeng
pässe, die heute die Produktion 
hemmen, werden überwunden, ln-

vestitionen in moderne (westliche) 
Maschinen und Anlagen werden 
möglich.

□  Bürger und Unternehmen erhal
ten Zugang zum westdeutschen 
und internationalen Geld- und Kapi
talmarkt mit seiner weiten Palette 
an Finanzierungs- und Anlagemög
lichkeiten. Für westdeutsche und 
ausländische Unternehmen entfällt 
bei Investitionen das Transfer- und 
Wechselkursrisiko für Ertragsaus
schüttungen und Kapitalrückführun
gen.

□  Mit dem Wegfall der Wirtschafts
grenze zur Bundesrepublik, einer 
notwendigen Konsequenz der wäh
rungspolitischen Integration, wird 
die DDR-Wirtschaft aus ihrer provin
ziellen Enge befreit, Leistungsreser
ven werden freigesetzt.

Probleme und Risiken

Damit sind zugleich die Probleme 
und Risiken dieses Schrittes ange
sprochen:

□  Die Wurzeln der Schwäche der 
DDR-Wirtschaft liegen nicht in der 
Schwäche und fehlenden Konverti
bilität ihrer Währung, sondern in der 
im Ansatz verfehlten Wirtschafts
ordnung und den daraus resultie
renden Preis- und Produktionsver-
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Zerrungen, dem niedrigen, überal
terten Kapitalstock (Produktivkapi
tal und Infrastruktur) und einer ent
sprechend niedrigen Arbeitsproduk
tivität, ihrem geringen Innovations
grad und dem daraus folgenden 
technologischen Rückstand (im 
weitesten Sinne). Die Einführung 
der D-Mark ändert an diesen Gege
benheiten -  zumindest kurzfristig -  
nichts, sie setzt vielmehr die ohne
hin nur begrenzt wettbewerbsfähige 
DDR-Wirtschaft einem massiven 
Schock aus.

□  Welche Konsequenzen dieser 
Schock hätte, wird deutlich, wenn 
man zunächst unterstellt, die Wäh
rungsumstellung würde -  ohne flan
kierende Maßnahmen -  im Verhält
nis 1 : 1 vollzogen, d. h. Preise, 
Löhne, Geldforderungen würden 
unverändert nun in D-Mark anstatt 
in DDR-Mark ausgedrückt: Ein er
heblicher Teil der DDR-Industriepro- 
duktion wäre dann auf einen Schlag

nicht mehr absetzbar, und zwar we
der auf dem internationalen Markt 
noch -  bei offener Grenze -  in der 
DDR selbst. Trabi und Wartburg, 
Kühlschränke und Fernseher, PCs 
und die meisten Kunststoffe würden 
vom Markt verschwinden, hundert
tausende Arbeitskräfte ihren Ar
beitsplatz verlieren. Eine Umtausch
relation, die den Beschäftigten in 
der Industrie monatliche Arbeitsein
kommen von durchschnittlich 1300 
DM (Bundesrepublik: 3650 DM) be
scherte und damit -  bei zunächst 
anhaltend niedrigen Mieten, Dienst
leistungspreisen, Verkehrstarifen 
etc. -  vermutlich geeignet wäre, die 
Abwanderung deutlich zu bremsen, 
würde (zumindest im verarbeiten
den Gewerbe) die Zahl der Arbeits
plätze drastisch schrumpfen las
sen.

□  Eine angenommene Umtausch
relation von 4:1 würde zwar den An
passungsschock in der Industrie

mildern. Zugleich würde sie aber die 
Nominallöhne aller Beschäftigten -  
d. h. auch außerhalb des „exponier
ten“ industriellen Sektors-auf 300- 
350 DM, und damit weit unter das 
Existenzminimum, die Renten auf 
100-150 DM sinken lassen; ein of
fensichtlich sozial unerträgliches Er
gebnis, das den Obersiedlerstrom 
erst recht anschwellen lassen 
müßte. (Die von einigen Wirtschafts
wissenschaftlern in Ost und West 
implizierte Erwartung, daß ein fe
ster Wechselkurs zwischen -  fort
existierender -  Mark und D-Mark 
von 4:1 sie zum Bleiben bewe
gen könnte, unterschätzt die Fähig
keit unserer Landsleute, zu rech
nen.)

Flankierende Maßnahmen

Geht man einmal davon aus, daß 
ein Umstellungsverhältnis zwi
schen 1 : 1 und 2 : 1 gesamtwirt
schaftlich -  nicht in jedem Falle sek-

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

NEUERSCHEINUNG

Rasul Shams

Großoktav, 
76 Seiten, 1989, 

brosch. DM 14,80 
ISBN 3-87895-383-6

INTERESSENGRUPPEN UND 
ANPASSUNGSKONFLIKTE IN 
ENTWICKLUNGSLÄNDERN
Fallstudie II Mauritius

Die Zahl der Entwicklungsländer, die mit dem IWF und der Weltbank 
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ZEITGESPRÄCH

toral -  angemessen und vertretbar 
ist, dann stellt sich die Frage, ob und 
wie die bei dieser Relation unver
meidlichen strukturellen Anpas
sungsfriktionen sozialpolitisch und 
wirtschaftspolitisch abgefedert wer
den können:

□  Auf der sozialpolitischen Ebene 
sind notwendige flankierende Maß
nahmen die Einbeziehung der DDR 
in das System der Arbeitslosenver
sicherung der Bundesrepublik. Da
mit wird automatisch (!) der notwen
dige stabilisierende Finanzaus
gleich, bewirkt, der sichlrTBisRretio- 
nären Ad-hoc-Entscheidungen er
fahrungsgemäß politisch nur 
schwer durchsetzen läßt. Beteili
gung an den Lasten der Strukturan
passung ist der notwendige Preis 
für die wirtschaftliche Einheit. Um 
Mißverständnisse auszuschließen: 
Beiträge und Leistungen werden in 
der DDR nach dem gleichen Schlüs
sel wie in der Bundesrepublik be
rechnet, nicht jedoch in gleicher 
Höhe gezahlt.

□  Auf der wirtschaftspolitischen 
Ebene ist zunächst die DDR mit ei
ner umfassenden Systemtransfor
mation zur Marktwirtschaft gefor- 
dertTUnser Vorschlag1 ist, das Wirt
schaftssystem der Bundesrepublik 
und den ihm zugrunde liegenden 
Rechtsrahmen.. pauschal zu .über
nehmen („Big Bang“) -  nicht, weil 
dieses System vollkommen wäre, 
sondern weil die Erarbeitung eines 
neuen Rechtsrahmens und die da
mit gegebenen Unsicherheiten die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze un
vertretbar verzögern würden. Tat
sächlich geht es darum, erstens die 
in der DDR vorhandenen unterneh
merischen, personellen und mate
riellen Ressourcen unverzüglich zu 
mobilisieren und zweitens Unter
nehmen aus der Bundesrepublik 
und aus dem Ausland zu Investitio
nen in der DDR zu stimulieren. Bei
des zusammen kann dazu beitra
gen, einen wesentlichen Teil der frei

gesetzten Arbeitskräfte neu zu be
schäftigen oder ihre Freisetzung so
gar ganz zu vermeiden. Letzteres 
setzt freilich voraus, daß die DDR 
auch bereit ist, Kombinate oder Teile 
davon rasch an private Investoren 
zu veräußern und damit diesen Be
trieben den für ihr Überleben erfor
derlichen Kapital- und Innovations
schub zukommen zu lassen. (Dies 
kann auch dadurch geschehen, daß 
man die fiktiven Eigentümer der 
VEBs, das Volk bzw. die dort Be
schäftigten, durch Ausgabe von ko
stenlosen Belegschaftsaktien zu 
tatsächlichen Eigentümern macht 
und ihnen die Möglichkeit gibt, 
diese Aktien zu einem Preis, den sie 
selbst akzeptabel finden, zu verkau
fen.) Notwendig ist die Einsicht, daß 
sich die DDR in einem internationa
len und interregionalen Standort
wettbewerb befindet.

Lohnpolitische Zurückhaltung 
notwendig

□  Ein wesentlicher Aktivposten in 
diesem Standortwettbewerb ist das 
niedrige Reallohnniveau in der 
DDR. Befürchtungen westdeut
scher Gewerkschaften, daß die 
DDR zum Billiglohnland werden 
könnte, sind unbegründet: sie ist es 
bereits. Es wäre verhängnisvoll für 
die wirtschaftliche Entwicklung und 
die Beschäftigungschancen der 
DDR-Arbeitnehmer, wenn dieser 
Trumpf verfrüht aus der Hand gege
ben würde. Die Gewerkschaften 
(auch in der Bundesrepublik) sollten 
deshalb in eine kooperative Ent
wicklungsstrategie von Anfang an 
einbezogen werden. Ziel muß es 
sein, die Effektivlöhne für eine be
grenzte Zeit den Tariflöhnen voraus
eilen zu lassen.

□  Die rasche Verbesserung der In
frastruktur ist eine weitere notwen
dige Bedingung für private Investi

1 Vgl. dazu im einzelnen Dieter L ö s c h, Pe
ter P l ö t z  u.a.: Soziale Marktwirtschaft jetzt, 
HWWA-Report Nr. 82, Hamburg 1990.

tionen in das Produktivkapital. Die 
Eingliederung der Deutschen Post 
und der Deutschen Reichsbahn in 
die westdeutschen öffentlichen 
Partnergesellschaften oder die Ver
gabe von Lizenzen an private Ge
sellschaften, etwa im Bereich der 
Telekommunikation, sind Mittel, um 
die notwendigen Investitionen 
rasch anzukurbeln.

□  Was das Steuersystem betrifft, 
so sollten die Einkommen- und Un
ternehmensteuern zur Kompensa
tion des geringeren staatlichen Lei
stungsangebots (Infrastruktur) zu
nächst eher niedriger sein als in der 
Bundesrepublik. Sonderabschrei
bungen und Verlustvorträge sind 
Anreize zur Stimulierung der Investi
tionstätigkeit.

□  Nicht sofort erforderlich er
scheint die Öffnung des Immobilien
marktes für Bundesbürger und Aus
länder (ausgenommen Betriebs
grundstücke). Hier kann DDR-Bür- 
gern durchaus ein „Vorlauf“ ge
währtwerden.

Mit diesen Überlegungen wird für 
eine Schocktherapie plädiert. Sie 
setzt auf D-Mark-Einführung, ord
nungspolitischen „Big Bang“ , flan
kierende Maßnahmen der Bundes-' 
republik (Finanzausgleich) und be
fristete Lohnzurückhaltung ln  der 
DDR. Mit diesem Paket kann die Sa
nierung der DDR verhältnismäßig 
rasch gelingen, der Übersiedler
strom gestoppt und umgekehrt wer
den. Die Risiken der Therapie lie
gen vor allem in ordnungspoliti
scher Zögerlichkeit (Gradualismus 
statt „Big Bang“), unzureichender fi
nanzpolitischer Solidarität der Bun
desrepublik und einer expansiven 
Lohnpolitik. Eines muß allen Ent-1 
scheidungsträgern klar sein: das In
strument der Abwertung steht bei 
dieser Strategie nicht zur Verfü
gung, um Fehler und Versäumnisse 
anderer Politikbereiche auszubü
geln; sie schlagen unmittelbar auf 
die Beschäftigung durch.
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